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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

EinenTatverdächtigenermittelt
AnBasler Schulen häufen sich Amokdrohungen. Dahinter steckt vermutlich ein Trend aus den sozialenMedien.

Silvana Schreier

In den vergangenenWochen ist
es zu fünf Amokdrohungen an
Basler Schulengekommen.Nun
teilt das Justiz- und Sicherheits-
departement (JSD) mit, ein
Tatverdächtiger habe ermittelt
werden können. Bei vier Dro-
hungen seien die Urheber noch
unbekannt. Alle hatten sich
an Sekundarschulen gerichtet.
«SämtlicheDrohungenwurden
schriftlich kommuniziert, in
einem Fall auf einem Blatt
Papier, in allen anderen Fällen
andenWändenderbetroffenen
Schulgebäude», sagt Polizei-
sprecher Stefan Schmitt zur bz.

Tatsächlich häufen sich der-
zeitAmokdrohungenanSchwei-
zer Schulen: Verschiedene Me-
dien berichteten seit Oktober
vonvergleichbarenFällen inZü-
rich,Wil,Yverdon-les-Bainsund
weiteren Orten. Die Baselbieter
Polizei konnte am Dienstag
ebenfalls vermelden, dass zwei
tatverdächtige Personen ermit-
teltwordenseien.Ein15-Jähriger
ausMuttenz und ein 14-Jähriger
ausPrattelnhättenDrohtextean
Toilettenwänden in den Sekun-
darschulhäusern Hinterzweien
in Muttenz und Fröschmatt in
Pratteln angebracht. Beide sind
lautMitteilung geständig.

«Glücklicherweisenicht
eingetroffen»
In Basel-Stadt stellen die Schul-
leitungen sowie die Polizei eine
deutliche Zunahme an Drohun-
genseitNovember fest. Schmitt:
«IndenJahrendavorkamesver-
einzelt vor, dass Drohungen an
Schulen abgegeben, die ange-
drohten Taten aber glücklicher-
weisenichtausgeführtwurden.»

Die Basler Behörden gehen
in allen Fällen davon aus, dass
die Drohung im Zusammen-
hangmit einer«Challenge»ge-
standenhabe. ImsozialenNetz-
werkTiktokkursierenVideos, in
denen sich Jugendliche damit
brüsten, einenAmokalarmoder
gar einen Polizeieinsatz ausge-
löst zuhaben.Daniel Sollberger

leitet die Basler Präventions-
und Jugendpolizei. Er sagt:
«Amokdrohungen als Scherz
oderMutprobe sind nicht lustig
und zudemgeschmacklos.»

Die Polizei wurde jeweils
von den Schulleitungen über
den Drohbrief informiert.
Schmitt: «DiePolizeiwar inden
betroffenen Schulen präsent.»
PolizistinnenundPolizistenhät-
ten in Bereitschaft gestanden,
um eine konkrete Bedrohungs-
situation möglichst rasch ab-
wenden zu können. «Glückli-
cherweise ist diese an keiner
Schule eingetreten, und es
mussten keine weiteren Mass-
nahmen eingeleitet werden.»

GleichzeitigwurdenVerfah-
ren eingeleitet, um die Täter-
schaft zu ermitteln. Denn: «Die
Jugendlichen scheinen sich der
Konsequenzennichtwirklichbe-
wusst zusein», sagtPräventions-
experte Sollberger. Im jüngsten

FalleinerAmokdrohunganeiner
Basler Schule wählte die Polizei
deshalb den Weg der direkten
AnsprachederSchülerinnenund
Schüler. Damit wollte man die
mutmasslichenTäter, aberauch
Mitwissendesensibilisierenund

vermitteln, wie problematisch
eine solche Drohung ist. «Ein-
sätzewiediesebeschäftigenvie-
le Polizistinnen und Polizisten,
die indieserZeit nicht für ande-
re Notrufe zur Verfügung ste-
hen», sagt Sollberger.

Präventionsmassnahmen
werdengeprüft
Der eine Tatverdächtige, der
vondenBaslerStrafverfolgungs-
behörden ausfindig gemacht
wurde, sei vor demDatum, das
er in seiner Drohung genannt
hatte, vorübergehend festge-
nommenworden.Erhabeange-
geben, «ein vorgefundenes
Schreiben verfasst zu haben,
und beteuerte, dass er lediglich
einenScherz habemachenwol-
len»,heisst es inderMitteilung.
Eine solche Drohung ist ein Of-
fizialdelikt, weshalb immer die
Polizei eingeschaltet und ein
Strafverfahren eröffnet wird. In

den beiden Basel ermittelt
unterdessen die Jugendanwalt-
schaft in allen Fällen.

Die Basler Polizei und das
Basler Erziehungsdepartement
(ED)wollenweitere Schritte zur
Sensibilisierung der Jugendli-
chen einleiten. Sollberger sagt:
«Sobald ein Trend die Sicher-
heit des Einzelnen oder der Be-
völkerung gefährdet, prüft die
Jugend- undPräventionspolizei
entsprechende Präventions-
massnahmen.» In der fünften
Primarschulklasse würden be-
reits obligatorischeUnterrichts-
stundenstattfinden,die sichmit
derMedienkompetenz undden
Gefahren von Inhalten aus den
sozialenMedien befassen.

Gleichzeitig wird an die El-
ternundErziehungsberechtigten
appelliert. Sie sollen ihreKinder
undJugendlichenaufdieThema-
tik ansprechen und auf die Kon-
sequenzenaufmerksammachen.

BasellandsollgemeinsameSpitalplanungmitBaselkündigen
Die Baselbieter SVP tüftelt an einemVorstoss imLandrat. Das Ziel: Patienten zurück ins Kantonsspital Baselland bringen.

Hans-Martin Jermann

Neuer Zunder in der Zusam-
menarbeit der beiden Basel in
derSpitalpolitik:DieBaselbieter
SVP tüftelt an einem Vorstoss,
der eine Kündigung des Staats-
vertrags zur GemeinsamenGe-
sundheitsregion (GGR) ver-
langt, bestätigt SVP-Fraktions-
chefMarkusGraf auf Anfrage.

Vorstoss soll keineAnti-
Partnerschafts-Rakete sein
Im Rahmen der GGR planen
und regulierendie beidenBasel
ihr Gesundheitsangebot, zum
Beispiel mit gemeinsamen Spi-
tallisten in der Akutmedizin in
der Psychiatrie. Die GGR stösst
allerdings seit Inkrafttreten vor
fünf Jahren auf Kritik: Die Kan-
tone würden vor wirklich kos-

tendämpfenden, aber für die
Spitäler schmerzhaftenRegulie-
rungen zurückschrecken. Graf
hatdenVorstoss allerdingsnoch
nicht eingereicht. Die Forde-
rung soll nicht als Anti-Partner-
schafts-Rakete der SVP daher-
kommen, die im Landrat keine
Mehrheit finden würde. Er su-
che nun das Gespräch mit den
anderenParteienundwerdeden
Vorstoss –mithoffentlichbreiter
Unterstützung – an der Land-
ratssitzung vom 16. Januar ein-
reichen, sagt Graf.

DieKündigung soll lautGraf
dazu beitragen, für das krisen-
geschüttelte Kantonsspital Ba-
selland (KSBL) ein zukunftsfä-
higes Fundament zu legen. Ge-
sundheitsdirektor Thomi
Jourdan (EVP) hat kürzlich an-
gekündigt, dass die Regierung

dem KSBL mit einem 150-Mil-
lionen-Franken-Darlehenunter
dieArmegreifenwill.Damit soll
fürdiekommenden JahredieLi-
quidität gesichert werden. Par-
allel diskutiert die Politik über
die künftigen Standorte des
KSBL. So oder so: «Wirmüssen
Patientinnen undPatienten aus
der Stadt zurück zumKSBL ho-
len», ist Graf überzeugt.

Basellandsubventioniert
denAusbaudesUnispitals
DerZusammenhangmitderGe-
sundheitsplanung ist sehr kon-
kret:VieleBaselbieterPatientin-
nenundPatientensuchenselbst
fürRoutineeingriffedasUniver-
sitätsspital Basel (USB) anstatt
dasKSBLauf.AusSichtdesKan-
tons Baselland, der jeweils 55
ProzentandieSpitalbehandlung

seiner Einwohnenden bezahlt,
werden damit unnötige Mehr-
kostenverursacht.Odernochet-
was pointierter: Baselland sub-
ventioniert damit indirekt die
MilliardeninvestitionendesUSB
mit. Das USB ist in der Grund-
versorgung teurer als dasKSBL,
der Patientenfluss vom Land in
die Stadt gross. Mit einer Auf-
kündigungdervollenPatienten-
freizügigkeithätteBasellanddie
SteuerungdieserStrömewieder
stärker in derHand.

ImvergangenenJunikündig-
ten die beiden Gesundheitsdi-
rektoren JourdanundLukasEn-
gelberger (Mitte, BS) an, die
GGR einer Wirkungsanalyse zu
unterziehen. Diese soll bis im
kommenden Frühling abge-
schlossen sein. Weshalb aus-
gerechnet jetztdenVertragkün-

digen? «Dass das USB teurer ist
als das KSBL, ist ein Fakt. Dazu
brauchen wir keine weiteren
Untersuchungen», sagtGraf.

SP-Landrat Adil Koller, der
gemeinsam mit Graf in der
Volkswirtschafts- und Gesund-
heitskommission (VGK) sitzt,
kanndieKritik anderGGRzum
Teil nachvollziehen. «Ich finde
aber, dasswir zunächst dieWir-
kungsanalyse abwarten und
dann in der VGK kritisch disku-
tieren sollten. Ein Vorstoss zur
KündigungdesVertrags ist zum
jetzigenZeitpunkt voreilig»,fin-
detKoller.Gesundheitsdirektor
Jourdankönnte ein solcherVor-
stoss – und sei es nur als Druck-
mittel – in denweiterenDiskus-
sionenmit seinemBaslerAmts-
kollegen Engelberger indes
durchaus gelegen kommen.

Polizei schraubt
Dreirosen-Kameras
wiederab

Basel-Stadt Die Dreirosen-
anlage im unteren Kleinbasel
gilt als Kriminalitäts-Hotspot.
Nach zahlreichen Gewalt- und
Drogendelikten in den letzten
Jahren, die eingrossesmediales
Echo erzeugten, liess die Kan-
tonspolizei Basel-Stadt im
August 2023 Videokameras
zur Überwachung der Anlage
installieren. Diese Kameras
werden nun Ende dieses Jahres
abgeschaltet. Dies, weil die
Delikte signifikant zurückge-
gangen seien, wie die Kantons-
polizei in einer Medienmit-
teilung vom Donnerstagnach-
mittag schreibt.

Die Vorgaben des kantona-
len Informations- und Daten-
schutzgesetzes schreiben vor,
dass Videoüberwachungen nur
solange durchgeführt werden
dürfen, bis sie ihren Zweck er-
füllt haben. Die Überwachung
der Dreirosenlage war erfolg-
reich - dieDelikte auf demAreal
sind signifikant zurückgegan-
gen. Der Entscheid wurde von
der Kantonspolizei in Abspra-
chemit der StephanieEymann,
Vorsteherin des Basler Justiz-
und Sicherheitsdepartements
(JSD) gefällt.

Wie die Kantonspolizei Ba-
sel-Stadt schreibt, wird sie «die
Situation rund um die Drei-
rosenanlageweiterhinaufmerk-
sam beobachten». Ein Teil des
Systems werde auch nicht ab-
montiert. So könne die Video-
überwachung schnell wieder in
Betrieb genommenwerde.

Schwerpunkt-Aktion im
Kleinbasel gegenDealer
Rund um die Dreirosenanlage
will die Polizei aber weiterhin
Präsenz markieren. Mit einer
Schwerpunktaktion im Gebiet
zwischen der Greifengasse und
derDreirosenanlage soll zudem
ein Hauptaugenmerk auf den
Drogenhandel geworfen wer-
den.WiediePolizeimitteilt, sor-
ge «aufdringliches und teils ag-
gressives Verkaufsverhalten»
der Dealer dazu, dass sich An-
wohnende, aberauchPassantin-
nen und Passanten nicht mehr
sicher fühlten. (anm)

Basler Behörden gehen davon aus, dass die Drohungen mit einer «Challenge» eines sozialen Netzwerks zusammenhängen. Bild: Sandra Ardizzone

«DasUnispital
ist teurer,
wirbrauchen
keineweitere
Analyse.»

MarkusGraf
SVP-Fraktionschef

«Jugendliche
scheinensich
derKonsequen-
zennicht
bewusst zu
sein.»
Daniel Sollberger
Leiter Präventions- und
Jugendpolizei


